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Einleitung 

Die Problematik des Rechtsmißbrauchs im Strafprozeß ist nicht neu: Bereits im 
18. Jahrhundert zur Zeit Friedeich des Großen machte man die Advokatur verant-
wortlich für die Überlänge von Prozessen. In dem Zusammenhang warf man ihnen 
einen Mißbrauch ihrer Rechte, wie beispielsweise der Anhäufung irrelevanten Pro-
zeßstoffs1, vor. Doch auch die heutige Rechtslage bietet Möglichkeiten zum 
Rechtsmißbrauch im Strafverfahren, wie dies Urteile des 4. Strafsenats des BGH 
vom 07. 11. 19912 sowie des LG Wiesbaden vom 23. 09. 1994 3 beispielhaft zeigen. 
In beiden Entscheidungen sahen sich die erkennenden Gerichte mit dem Miß-
brauch von Verteidigungsrechten durch deren exzessiven Gebrauch konfrontiert4 . 

Um den Leser zur Problematik der Arbeit hinzuführen, sollen eingangs diese Ent-
scheidungen mit den ihnen zugrundeliegenden Sachverhalten sowie den Entschei-
dungsgründen auszugsweise dargestellt werden. 

I. Urteil des BGH vom 07.11.1991, BGHSt 38,111 

Mit Urteil vom 07. 11. 1991 s hatte der 4. Strafsenat des BGH über eine Revision 
zu entscheiden, mit der der Angeklagte die unzulässige Beschränkung seiner Ver-
teidigung gemäß § 338 Nr. 8 StPO rügte. Durch Beschluß war ihm seitens der Vor-
instanz das unmittelbare Stellen von Beweisanträgen untersagt worden, so daß er 
diese nur noch über seinen Verteidiger stellen konnte. Dem Beschluß des Landge-
richts Dortmund als Vorinstanz lag dabei folgendes prozessuales Verhalten des An-
geklagten zugrunde: In der am 07. 10. 1988 gegen den Angeklagten und zwei wei-
tere Mitangeklagte eröffneten Hauptverhandlung wegen Betrugs hatte der Revisi-
onsführer bis zum September 1989 ca. 300 Beweisanträge gestellt. Diese Beweis-
anträge wurden von ihm zunächst nach Ablegen eines Geständnisses wieder 
zurückgenommen. Nach Widerruf des Geständnisses am 78. Verhandlungstag kün-
digte der Verteidiger dem Gericht an, 200 vorbereitete Beweisanträge zu stellen. 
Im Januar 1990 hatte einer der Mitangeklagten ca. 8.500 schriftliche Beweisanträ-

1 Krämer, NJW 1995,2313. 
2 BGHSt 38, 111 = BOHR zu § 244 D1 S. 2 StPO ,,Mißbrauch 1" = JR 1993, 169 m. Anm. 

Scheffier = NJW 1992, 1245 = NStZ 1992, 140. 
3 LG Wiesbaden DRiZ 1994,466 = NJW 1995,409 = StV 1995, 239. 
4 Siehe BGHSt 38, 111; LG Wiesbaden NJW 1995,409. 
5 Siehe oben Fn 2. 
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ge eingereicht, denen sich der Angeklagte ohne jede Kenntnis von deren Inhalt an-
geschlossen hatte. Von der zuständigen Strafkammer wurden bis zum Mai 1990 
106 dieser Beweisanträge geprüft und abgelehnt. Dabei kam sie zu dem Ergebnis, 
aus dem jeweiligen Antragsinhalt, der Art der Antragstellung und deren Abfolge 
könne der Schluß gezogen werden, daß der Angeklagte durch diese Anträge keine 
Sachverhaltsaufklärung anstrebe. Ihm sei vielmehr ausschließlich daran gelegen, 
sein Antragsrecht gröblich zum Zwecke der Verfahrensverzögerung mit dem Ziel 
zu mißbrauchen, das Verfahren zur Verhinderung eines ihm nicht genehmen Ab-
schlusses durch Urteil zu verzögern, das Gericht zu ermüden und es auf diese Wei-
se zu einer bindenden Zusage für eine von ihm akzeptabel angesehene Strafe zu 
bewegen. Im Hinblick darauf, daß der Angeklagte bereits weitere Beweisanträge 
angekündigt hatte, ging das Tatgericht davon aus, daß er auch in Zukunft dieses 
Verhalten fortführen werde. Deshalb gab das Gericht dem Angeklagten auf, zu-
künftig seine Beweisanträge ausschließlich über seinen Verteidiger zu stellen, um 
eine rechtliche Kontrolle darüber stattfinden zu lassen, ob es sich um sachdienliche 
Anträge handele6. 

Der 4. Strafsenat des BGH verwarf die Revision des Angeklagten als unbegrün-
det, weil nach seiner Auffassung die gegen den Beschluß des LG gerichtete Ver-
fahrensbeschwerde nicht durchdringen konnte. Der erkennende Senat betonte 
zwar, daß die Strafprozeßordnung weder den Ausschluß des Angeklagten von dem 
Beweisantragsrecht noch einen allgemeinen Mißbrauchstatbestand vorsehe, son-
dern lediglich Sonderfalle des Rechtsmißbrauchs, wie den Mißbrauch des Frage-
rechts in§ 241 StPO oder den Mißbrauch des Verteidigerrechts in§ 138 a Abs. 1 
Nr. 2 StPO, explizit regele. Es sei jedoch zu berücksichtigen, daß im Strafprozeß -
wie in jedem anderen Prozeß auch - ein allgemeines Mißbrauchsverbot bestehe, 
das den Gebrauch prozessualer Befugnisse zum Erreichen rechtlich mißbilligter 
Ziele untersage. Aus diesem Grunde billigte der erkennende Senat die Vorgehens-
weise der Vorinstanz, die das offensichtlich mißbräuchliche Verhalten des Ange-
klagten allein auf der Grundlage des allgemeinen Mißbrauchsverbots ohne spe-
zielle Eingriffsnorm in der Strafprozeßordnung durch Einschränkungen strafpro-
zessualer Befugnisse unterbunden hatte. Entgegen der Ansicht des Revisionsfüh-
rers sei damit auch nicht sein Recht, sich umfassend zu verteidigen, in Frage 
gestellt worden. Das LG habe lediglich verlangt, daß der Angeklagte seine Anträge 
in Zukunft ausschließlich über seinen Verteidiger zu stellen habe, damit dieser be-
urteilen könne, ob es sich um sachdienliche Anträge handele. Dem nicht an Wei-
sungen gebundenen Verteidiger könne dies ohne Verkennung des Wesens der Ver-
teidigung zugemutet werden, da der Auftrag des Verteidigers nicht ausschließlich 
im Interesse des Angeklagten liege, sondern auch im Interesse einer am Rechts-
staatsgedanken ausgerichteten Strafrechtspflege. Der BGH betonte, daß seitens der 
Vorinstanz auch dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im ausreichenden Maße 
Rechnung getragen wurde, weil dem LG kein milderes Mittel zur Verfügung ge-

6 Siehe zum Ganzen BGHSt 38, 111. 
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standen habe. § 244 Abs. 3 S. 2 StPO sehe zwar eine Beweisantragsablehnung we-
gen Prozeßverschleppung vor, damit könne aber nicht ein mißbräuchliches, weil 
exzessives Stellen von Beweisanträgen unterbunden werden. Die fragliche Anord-
nung habe keine unzumutbare Behinderung für die Verteidigung des Angeklagten 
dargestellt, weil sein prozeßrechtlich unzulässiges Verhalten lediglich in prozeß-
rechtlich ordnungsgemäße Bahnen gelenkt worden sei7. 

II. Urteil des LG Wiesbaden vom 23. 09. 1994, NJW 1995, 409 

Einen Fall von Rechtsmißbrauch hatte auch das LG Wiesbaden in seinem Urteil 
vom 23. 09. 19948 zu entscheiden, in dem sich das Gericht ebenfalls mit dem ex-
zessiven Gebrauch von Verteidigungsrechten konfrontiert sah. Dem Urteil lag fol-
gender Sachverhalt zugrunde: Die Staatsanwaltschaft hatte die bereits mehrfach 
einschlägig vorbestrafte Angeklagte wegen des Vorwurfs des Hausfriedensbruchs 
sowie des Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte beim Amtsgericht angeklagt. 
Der Grund ftir die Anklage lag darin, daß sich die Angeklagte anläßlich der Räu-
mung eines u. a. von ihr besetzten, im Eigentum der Stadt W. stehenden, unbe-
wohnten Gebäudes mittels gezielter Fußtritte gegen einen Polizeibeamten ihrer 
Festnahme entziehen wollte. Aufgrund ihres Geständnisses wurde die Angeklagte 
im erstinstanzliehen Verfahren, das fünf Verhandlungstage in Anspruch genommen 
hatte, wegen Hausfriedensbruchs zu einer Geldstrafe von 60 Tagessätzen verurteilt. 
Im übrigen wurde die Angeklagte mangels Beweises freigesprochen. Gegen dieses 
Urteil legte die Staatsanwaltschaft Berufung ein, um eine Verurteilung der Ange-
klagten zu einer höheren Strafe sowie die Aufhebung des Freispruchs wegen Wi-
derstands gegen Vollstreckungsbeamte zu erreichen. Obwohl das Berufungsgericht 
aufgrund des Ergebnisses der Beweisaufnahme die Überzeugung gewonnen hatte, 
daß die Angeklagte auch den ihr vorgeworfenen Widerstand gegenüber dem sie 
festnehmenden Polizeibeamten begangen hatte, wurde die Berufung der Staatsan-
waltschaft verworfen9• 

Die Strafkammer begründete ihre Entscheidung mit der "Konfliktverteidigung" 
seitens der Verteidigung. Dabei handele es sich um den Kampf gegen die Rechts-
ordnung mit den Mitteln des Strafprozesses. Eine derartige Verteidigung sei darauf 
ausgerichtet, eine ruhige, die Wahrheitstindung fördernde Gerichtsatmosphäre 
durch ständigen Widerspruch und Kritik am Gericht, durch Befangenheitsanträge, 
durch Fordern von Pausen und schließlich durch eine Unzahl von Beweisanträgen 
mit teilweise erfundenen Beweisthemen oder Beweismitteln ebenso zu verhindem 
wie den Abschluß des Verfahrens in angemessener Zeit. Die Konfliktverteidigung 
folgerte das Gericht im konkreten Fall zum einen aus dem von der Verteidigung 

7 BGHSt 38, 111. 
8 Siehe oben Fn 3. 
9 Siehe zum Ganzen LG Wiesbaden NJW 1995, 409. 


